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Einleitung 

 

Seit den Übergängen zur Demokratie in Ostmitteleuropa 1989/90 ist eine um-

fangreiche sozialwissenschaftliche Literatur zur Demokratisierung entstanden 

(vgl. für einen Überblick: Merkel 2010). Diese Arbeiten haben die Bedingun-

gen, Verlaufsmuster und Ergebnisse von Demokratisierungsprozessen rekon-

struiert und im Ländervergleich analysiert. Sie sind bisher jedoch noch nicht so 

weit fortgeschritten, dass man eine bestimmte Anzahl von Akteurskonstellatio-

nen und Strategien benennen könnte, die für die Errichtung und Konsolidierung 

demokratischer Institutionen notwendig und hinreichend sind.  

Die nach 1990 veröffentlichten Studien knüpfen einerseits an modernisie-

rungstheoretische Studien an, die im Kontext der Dekolonisierung entstanden 

und die für eine stabile Demokratie erforderlichen ökonomischen sowie gesell-

schaftlichen Strukturbedingungen zu identifizieren suchten. Andererseits bil-

den Studien zu den lateinamerikanischen und südeuropäischen Demokratie-

Übergängen den Hintergrund für die aktuelle Demokratisierungsforschung und 

Theoriedebatte. Das grundlegende Werk in dieser Traditionslinie kritisierte die 

Strukturorientierung der Modernisierungstheorien und argumentierte, dass po-

litische Akteure1 – Reformer innerhalb der herrschenden Elite und moderate 

Oppositionelle – in Abkommen ("Pakten") entscheidende Weichen für die neue 

Demokratie stellen würden (O'Donnell und Schmitter 1986; Przeworski 1991). 

Dem widersprachen jedoch einige der seit Ende der 1990er Jahre zu Osteu-

ropa entstandenen Studien, indem sie darauf verwiesen, dass stabile Demo-

kratien sich nicht aus Kräftegleichgewichten bildeten, sondern dort, wo 

 
1  Diese und alle nachfolgenden Akteurs- und Funktionsbezeichnungen sind jeweils ge-

schlechtsneutral zu verstehen. 
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demokratische politische Akteure über die Kräfte des autokratischen Regimes2 

triumphierten (Bunce 2003; McFaul 2002).  

Die offensichtliche Konsolidierung von politischen Regimen, die weder als 

funktionierende Demokratien, noch als eindeutige Autokratien zu bezeichnen 

waren, führte seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zu einer Renaissance 

strukturtheoretischer Ansätze (Doorenspleet 2005; Hale 2013; Hanson 2017; 

Levitsky und Way 2010; Møller und Skaaning 2009; Przeworski et al. 2000; 

Przeworski et al. 1995; Schneider 2009). Aus Sicht dieser Erklärungsversuche 

sind Staatlichkeitskonflikte, sozioökonomische Bedingungen oder kulturelle 

Hinterlassenschaften wesentlich wichtiger für einen Regimewechsel als die Ak-

tivitäten politischer Eliten.  

Mehrere Regierungs- und Regimewechsel infolge von Massenprotesten ver-

anlassten die Vertreter akteurtheoretischer Ansätze seit den 2000er Jahren 

dazu, organisierten und mobilisierten zivilgesellschaftlichen Gruppen mehr 

Aufmerksamkeit zu widmen. In den „Farbenrevolutionen“, die sich in der 

Ukraine, aber auch in Serbien, Georgien, Kirgisien und einigen arabischen 

Ländern ereigneten, veränderten diese Akteure die Kräfteverhältnisse zwi-

schen herrschenden und oppositionellen Eliten zugunsten der Opposition. Eine 

wachsende Zahl von Studien versucht auch, Annahmen über gesellschafts-

strukturelle Veränderungen und zum Verhalten von Akteuren miteinander zu 

verknüpfen (Acemoglu und Robinson 2006; Boix 2003; Junisbai 2012; Radnitz 

2010). Dieser Forschungsstrang hat sich vor allem mit der politischen Rolle 

privater Unternehmer sowie mit dem Verhältnis von Wirtschaft und Politik be-

schäftigt. 

In den folgenden Abschnitten werden die wichtigsten Befunde der Demokrati-

sierungsforschung kurz skizziert und diskutiert. Aus dieser Diskussion lässt 

 
2  Im Unterschied zum Alltagssprachgebrauch wird der Begriff des autokratischen bzw. 

demokratischen politischen „Regime“ hier wertneutral verwendet, um (relativ) stabile 

Gefüge von politischen Institutionen, Regeln, Akteuren und ihren Verhaltensmustern 

zu beschreiben. Während viele angloamerikanische Autokratieforscher den Begriff 

„authoritarian regime“ und „authoritarianism“ verallgemeinernd für alle nicht-demo-

kratischen Regime verwenden, werden hier „Autokratie“ bzw. „autokratisches Re-

gime“ als Sammelbegriffe benutzt, um die von Linz (2000) vorgeschlagene Differen-

zierung zwischen autoritären und anderen autokratischen Regimen zu ermöglichen.  
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sich folgern, dass die aktuelle Debatte zwischen akteurs- und strukturtheoreti-

schen Ansätzen sich einerseits auf Demokratisierungstheorien zu bewegt, die 

Strukturbedingungen und Akteurstrategien zu kombinieren versuchen. Ande-

rerseits werden die unterschiedlichen Stabilitätsbedingungen autokratischer 

Regime zunehmend als Faktoren einbezogen, um Varianten von Demokrati-

sierungspfaden zu erklären. 

 

 

1. Staatlichkeitskonflikte 

Insbesondere die politischen Übergänge in Mittel und Osteuropa seit 1989 do-

kumentieren, wie Konflikte über den territorialen Zuschnitt von und die Zuge-

hörigkeit zu Nationalstaaten Demokratisierungsprozesse erschwerten 

und/oder scheitern ließen (Linz und Stepan 1996; Offe 1994). Die drei staats-

sozialistischen Föderationen – Sowjetunion, Tschechoslowakei und Jugosla-

wien – zerfielen, als die politische Pluralisierung die föderalen politischen Eliten 

schwächte und Gelegenheiten für eine nationalistische Mobilisierung in den 

Teilrepubliken und –gebieten der Föderationen bot (Beissinger 2004; Bunce 

1999). Dies bedeutet jedoch nicht, dass eine Konsolidierung demokratischer 

Institutionen in Staaten mit größeren nationalen Minderheiten scheitern muss, 

wie die erfolgreichen Entwicklungspfade von Bulgarien, Estland, Lettland, Ser-

bien nach Milošević und der Slowakei nach Mečiar belegen (Fish und Kroenig 

2006; Merkel und Weiffen 2012; O'Leary 2001; Schmitter 2010, 25). Man kann 

sogar argumentieren, dass mobilisierte ethnische Identitäten Demokratisie-

rungsprozesse insbesondere in den postsowjetischen Staaten unterstützten, 

weil sie den politischen Eliten ermöglichten, den umfassenden Bruch mit dem 

alten Regime als Akt nationaler Selbstbestimmung zu interpretieren 

(Beissinger 2008). 

Unter den Bedingungen politischen Wettbewerbs werden ethnische Unter-

schiede meistens zum Gegenstand politischer Konflikte gemacht, aber ob die 

Artikulation und Mobilisierung ethnopolitischer Interessen zu einem zerstöreri-

schen ethnopolitischen Konflikt eskalieren oder in ein integratives Arrangement 

der Machtteilung münden, hängt von mehreren zusätzlichen Faktoren ab. Zu 

diesen gehören das Ausmaß gesellschaftlicher Segregation und ethnischer 

Spaltungslinien, die Strategien der politischen Eliten, die Existenz 
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konkordanzdemokratischer, integrierender politischer Institutionen, die Inter-

dependenzen mit benachbarten Konflikten, externe Anreize zu einer transna-

tionalen Integration sowie die Rolle von „homeland“ oder „kin states“, die als 

Anwälte der nicht-majoritären Volksgruppen auftreten, (Heinemann-Grüder 

2011; Stepan, Linz, und Yadav 2011). Es fehlt noch immer an systematischem 

Wissen zum Zusammenwirken dieser Akteure und Bedingungen in Demokra-

tisierungsprozessen und neuen Demokratien. 

 

 

2. Ökonomische Ungleichheit 

 

Neuere vergleichende Studien zu Demokratisierungsprozessen haben vor al-

lem eine wichtige sozioökonomische Bedingung – ökonomische Ungleichheit 

– betrachtet (Acemoglu und Robinson 2006; Boix 2003; Haggard und Kaufman 

2012; Houle 2009). Eine der einflussreichen theoretischen Annahmen in dieser 

Literatur lautet, dass demokratisch gewählte Regierungen Einkommen oder 

Vermögensgüter von den politischen Eliten zur Mehrheit der Bürger umvertei-

len werden, weil sie auf die politische Unterstützung möglichst vieler Wähler 

angewiesen sind. Ein Übergang zur Demokratie wird dann als Verpflichtung 

autokratischer politischer Eliten begriffen, eine derartige Umverteilung zu ak-

zeptieren. Wachsende Ungleichheiten in autokratischen politischen Regimen 

veranlassen die Bürger dazu, sich kollektiv zu organisieren und die herrschen-

den Eliten mit einer Revolution zu bedrohen, deren Erfolg eine Umverteilung 

nach sich zöge. Die Eliten können darauf mit Repression reagieren, aber kön-

nen sich auch zur Aufgabe ihres Herrschaftsmonopols entscheiden, wenn die 

Kosten staatlicher Unterdrückungsmaßnahmen die Verluste übersteigen, die 

den herrschenden autokratischen Eliten bei postrevolutionären Umverteilungs-

politiken drohen (Acemoglu und Robinson 2006). Dieses theoretische Modell 

erwartet, dass die herrschenden Eliten sich demokratischen Regeln unterwer-

fen, wenn weder extreme, noch geringe ökonomische Ungleichheit herrscht. 

Denn ein solches mittleres  Ungleichheitsniveau veranlasst zwar viele Bürger 

zur Drohung mit der Revolution, begrenzt aber die Einkommensverluste, die 

die Eliten in einer Demokratie zu befürchten hätten. 
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Leider gelang es dieser Theorie bisher nicht, die Ungleichheitsschwellen zu 

bestimmen, deren Überschreitung einen politischen Übergang auslösen 

würde. Kritiker dieses theoretischen Ansatzes haben darauf hingewiesen, dass 

jüngere Demokratien nur in wenigen Fällen durch konservative Eliten destabi-

lisiert wurden, die ihr Vermögen und Einkommen verteidigen wollten (Haggard 

und Kaufman 2016) Andere Kritiker argumentierten, dass der entscheidende 

politische Konflikt während eines Regimewechsels nicht die Umverteilung be-

trifft, sondern den Schutz von Eigentums- und anderen bürgerlichen Freiheits-

rechten gegen staatliche Eingriffe (Ansell und Samuels 2010). In dieser alter-

nativen Sichtweise geht es bei Demokratisierung im Kern um einen Vertrag 

zwischen einer gesellschaftlichen Gruppe – dem Bürgertum in den historischen 

westlichen Demokratisierungsprozessen – und den Herrschenden, der die Be-

teiligungsrechte und den Schutz der Bürger gegen staatliche Willkür regelt (Gill 

2011; Moore 1967). Diese Perspektive legt einen Zusammenhang zwischen 

wachsender ökonomischer Ungleichheit und der Wahrscheinlichkeit einer De-

mokratisierung nahe, da zunehmende Ungleichheit die Entstehung einer ge-

sellschaftlichen Klasse anzeigt, die über Eigentum verfügt und an dessen 

Schutz interessiert ist (Remington 2011). 

 

 

3. Eliten, Patronage und Privatisierung 

 

Andere Demokratisierungsforscher rechnen eher damit, dass sich ein Über-

gang zur Demokratie aus der Kooperation zwischen liberalen Reformern inner-

halb der staatlichen Institutionen und Wirtschaftseliten innerhalb der Gesell-

schaft ergeben könnte. Diesem Forschungsstrang an der Schnittstelle zwi-

schen Politik- und Wirtschaftswissenschaft liegt unter anderem die theoreti-

sche Idee zu Grunde, dass autokratische Herrschaft durch ein Netzwerk klien-

telistischer Austauschbeziehungen aufrechterhalten wird (Collins 2006; 

Grindle 2012; Hicken 2011; Keefer 2007; Kitschelt und Wilkinson 2006; 

Kononenko und Moshes 2011).  Politische Führungsgruppen gewähren Zu-

gang zu staatlichen Ressourcen und privaten Geschäftschancen im Austausch 

gegen politische Loyalität und Zurückhaltung. Um konformes Verhalten einzu-

fordern und die Widerrufbarkeit der gewährten Rechte und Ressourcen zu 
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demonstrieren, bestraft die politische Führung selektiv abtrünnige oder der Il-

loyalität verdächtige Mitglieder der ökonomischen Elite (Brusis 2013). Dies ist 

möglich, weil und wenn die ökonomischen Eliten daran gehindert sind, durch 

koordiniertes, kollektives Handeln gegen derartige selektive Repressionsmaß-

nahmen Widerstand zu leisten (Guriev und Sonin 2009). Empirische Studien 

in diesem Forschungsfeld haben belegt, dass gewaltsame Regimewechsel 

umso wahrscheinlicher sind, je mehr Macht Diktatoren in ihren eigenen Hän-

den konzentrieren (Geddes, Wright und Frantz 2018). Demnach verringert eine 

vor allem von der Führungsperson abhängige, personalisierte Form der Auto-

kratie auch die Chancen für einen Übergang zur Demokratie. 

Das die autokratische Herrschaft stützende Netzwerk von Patronagebeziehun-

gen kann durch Renteneinnahmen aus Rohstoffexporten und durch große öf-

fentliche Sektoren gefördert werden (Domjan und Stone 2010; Franke, 

Gawrich, und Alakbarov 2009; Gel'man und Marganiya 2010). Im Gegensatz 

dazu erwarten Demokratisierungsforscher, dass der Aufbau eines privatwirt-

schaftlichen Unternehmenssektors mit der Demonopolisierung und Aufteilung 

von ökonomischer und politischer Macht einhergeht (Aslund 2009; Fish und 

Choudhry 2007). Die Privatisierung staatlicher Vermögensgüter in den postso-

zialistischen Ländern Osteuropas zielte nicht nur auf die Verbesserung der 

ökonomischen Effizienz, sondern befähigte die staatssozialistischen politi-

schen Eliten auch dazu, ihr politisches und soziales Kapital in ökonomisches 

Kapital umzuwandeln (Hankiss 1989). Diese Privilegierung der alten Nomen-

klatura verstieß zwar gegen Prinzipien sozialer Gerechtigkeit. Befürworter ei-

ner Privatisierung erwarteten jedoch, dass dieser Prozess den Wechsel der 

politischen Elite erleichtern und eine Trennung von ökonomischer und politi-

scher Sphäre herbeiführen würde (Staniszkis 1991).  

Die neu entstehenden „Kapitalisten“ blieben aber weiterhin auf politische Pa-

tronage angewiesen und zogen es vor, sich in die Politik einzumischen, um 

ihre Geschäftsinteressen zu schützen. Sie verließen sich nicht auf Märkte und 

neu gegründete Institutionen zum Schutz dieser Märkte – wie unabhängige 

Gerichte und unparteiische Verwaltungen –, mit der Folge, dass eigennützige 

Tauschbeziehungen (Korruption, Klientelismus, state capture etc.) an die 

Stelle der von den Institutionen erhofften Regelungseffekte traten  (Hellman 

1998). Diese Interaktionsmuster bestätigten die Beobachtung, dass viele neue 
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private Unternehmer nur „bedingte Demokraten“ seien, die sie sich der Demo-

kratie nicht intrinsisch verpflichtet fühlen würden (Bellin 2000; Junisbai 2012). 

 

 

4. Koalitionen zwischen Unternehmern und Reformern 

 

Welche Faktoren begünstigen ein Bündnis zwischen privaten Unternehmern 

und liberalen Reformern, die Entscheidungspositionen innerhalb der Regie-

rung kontrollieren? Einer der Faktoren könnte die Verbreitung kleinerer und 

mittlerer Unternehmen sein (Yakovlev 2013; Zudin 2013). Diesen Firmen feh-

len häufig die Ressourcen und persönlichen Beziehungen, die zur Aufrechter-

haltung von Patronagebeziehungen mit einflussreichen politischen Akteuren 

notwendig sind. Sie könnten jedoch von kollektiven und öffentlichen Strategien 

zum Schutz ihrer Geschäftsinteressen profitieren, und eine entsprechende ko-

ordinierte Interessenvertretung trüge dazu bei, dass die Unabhängigkeit von 

Gerichten und die Unparteilichkeit der öffentlichen Verwaltung gefestigt wür-

den. 

Ein weiterer Einflussfaktor könnte das Phänomen des „rejderstvo“ sein, mit 

dem in Russland das „raiding“ von privaten Unternehmen durch staatliche oder 

Regimeakteure bezeichnet wird. Von Enteignung bedrohte Privatunternehmer 

schlossen sich in mehreren Fällen der politischen Opposition an (Junisbai 

2012). In mehreren postsowjetischen Staaten wurden Oppositionsparteien aus 

der Unternehmerschaft gebildet, und sogar „Oligarchen“ unterstützten Protest-

bewegungen gegen die autokratischen Präsidenten (Aslund 2006; Gould und 

Hetman 2008; Radnitz 2010). Vor diesem Hintergrund lassen sich Kampagnen 

gegen korrupte Staatsbedienstete als Politiken deuten, die nicht nur das de-

klarierte Ziel verfolgen, die Integrität öffentlicher Institutionen zu stärken, son-

dern auch  räuberische Übergriffe auf private Geschäftsleute  verhindern sol-

len. 

Die erhöhte Mobilität des Kapitals scheint einen dritten wichtigen Faktor dar-

zustellen (Boix 2003; Freeman und Quinn 2012). Kapitaleigner, die ihre Ver-

mögenswerte ins Ausland übertragen können, sind besser in der Lage, sich 

gegen die behördlich veranlasste oder geduldete Ausplünderung ihrer Unter-

nehmen zu wehren. Zudem haben sie weniger Anreize, Patronagenetzwerke 
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zu unterhalten. Diese Auswegsoption verringert jedoch wahrscheinlich auch 

ihre Anreize, Oppositionsproteste zu unterstützen. Die Verlagerung des eige-

nen Geschäfts in ein anderes Land sollte für viele Unternehmer weniger riskant 

sein als eine Parteinahme für die Opposition. Dennoch stärkt die Kapitalmobi-

lität liberale Reformer innerhalb der Regierung, weil diese rechtsstaatliche Re-

formen überzeugender als ein Instrument gegen den Abfluss von Kapital pro-

pagieren können, das dringend zur Modernisierung der Volkswirtschaft benö-

tigt wird. Bei der gegebenen globalen Integration nationaler Wirtschaftssy-

steme scheint es aber kaum mehr möglich, die Kapitalmobilität wirksam durch 

administrative oder regulative Maßnahmen einzuschränken, die zum Beispiel 

ausländische Bankkonten oder die Niederlassung in Steueroasen zu verbieten 

suchen (деофшоризация). 

Ein damit verbundener vierter Faktor zur Unterstützung einer Koalition zwi-

schen privaten Unternehmern und liberalen Reformern sind ausländische In-

vestitionen (Geddes 2007). Da die politischen Eliten ausländische Investitionen 

zur ökonomischen Modernisierung sowie für Wirtschaftswachstum und -ent-

wicklung benötigen, haben sie Anreize, die Eigentumsrechte ausländischer In-

vestoren zu respektieren und zu schützen. Diese Ziele erfordern Politiken, die 

die Unabhängigkeit und Professionalität von Gerichten sowie die Zuverlässig-

keit und Neutralität der öffentlichen Verwaltung stärken. Diese Politiken wie-

derum werden, so die Vermutung, sich dann positiv auf den Schutz bürgerli-

cher Freiheiten und die rechtstaatliche Kontrolle von Regierungen auswirken. 

Solche Effekte dürften allerdings begrenzt bleiben. Multinationale Unterneh-

men mit ihren Konzernzentralen im Westen könnten dafür optieren, individuel-

len Schutz zu kaufen, statt öffentlich für Gewaltenkontrolle und Demokratie ein-

zutreten. Die politischen Führungsgruppen könnten versuchen, den auf Patro-

nage gestützten Staatssektor von einem marktgestützten Privatsektor abzu-

trennen. Rechtsstaatliche Reformen blieben dann auf den privaten Sektor be-

grenzt und würden für diesen ein stabiles, verlässliches unternehmerisches 

Umfeld gewährleisten, während der staatliche Sektor weiterhin nach der Logik 

persönlicher Austauschbeziehungen funktionieren und als materielle wie so-

ziale Basis der herrschenden Elite dienen würde (Junisbai 2010). Demokrati-

sierende Ausstrahlungswirkungen ausländischer Investitionen können über-

dies auch durch kulturell eingebettete Überzeugungen eingeschränkt werden, 
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gemäß denen zum Beispiel Russland als „nicht westlich“ zu definieren ist (vgl. 

z.B. Huskey 2013). Diese wahrgenommene Andersartigkeit kann als macht-

volles Legitimationsmuster fungieren, um zu erklären und zu rechtfertigen, wa-

rum westliche Ideen liberaler Marktwirtschaft und Demokratie nicht übertragen 

werden können. 

 

 

5. Zivilgesellschaftliche Protestbewegungen 

 

Die demokratischen Umbrüche in Serbien (2000), Georgien (2003), Ukraine 

(2004) und Kirgisien (2005) haben neue theoretische Überlegungen zur Rolle 

politischer Akteure in Regimewechseln angeregt. Da die Umwälzungen in all 

diesen Fällen nicht durch Elitenpakte, sondern durch Massenproteste gegen 

Wahlfälschungen ausgelöst wurden, vertraten zahlreiche Demokratieforscher 

die Auffassung, dass eine mobilisierte Zivilgesellschaft die Schlüsselrolle für 

den Übergang zur Demokratie spiele, während Reformkräften innerhalb des 

autokratischen Regimes und isolierten Oppositionsgruppen nur eine Randbe-

deutung zukomme (Beissinger 2013; Bunce und Wolchik 2011; Hale 2006; 

Lindberg 2009; Stykow 2010). Wahlen bieten Gelegenheiten zur Mobilisierung 

und können zum Symbol für die Stärke der Demokratiebewegung und die Ille-

gitimität der herrschenden Eliten werden (Stykow 2013). 

Vergleichende Studien derartiger „demokratisierender Wahlen“ ermittelten 

mehrere Faktoren, deren Zusammenwirken einen Regimewechsel bewirkt 

(Bunce und Wolchik 2011). Demnach gelang es in den genannten Fällen den 

führenden Oppositionsparteien jeweils, stabile Bündnisse untereinander zu bil-

den. Diese Bündnisse kooperierten eng mit zivilgesellschaftlichen Gruppen, 

um möglichst viele Wähler zur Teilnahme an den Wahlen zu bewegen und um 

eine landesweite Beobachtung des Wahlverfahrens zu gewährleisten. Eine 

breite Mobilisierung und überzeugende Nachweise des Wahlbetrugs waren 

notwendig, um die Bürger für großangelegte öffentliche Proteste gegen die 

„gestohlenen Wahlen“ zu gewinnen, die der politischen Machtübernahme vor-

ausgingen. Zudem unterschätzten die herrschenden Gruppen ihre Unterstüt-

zung in der Wählerschaft und ihre Kapazitäten, die Wahlergebnisse nachträg-

lich zu „korrigieren“. Im georgischen, ukrainischen und kirgisischen Fall 
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erfolgten die entscheidenden Wahlen zusammen mit der Machtübergabe von 

einem langjährigen Präsidenten an seinen designierten Nachfolger. Diese Si-

tuation erzeugte zusätzliche Ungewissheit innerhalb der herrschenden Eliten, 

rief Uneinigkeit hervor und veranlasste einzelne Elitengruppen, angesichts 

massiver öffentlicher Proteste die Seiten zu wechseln. 

Die relativ kurzfristige Realisierbarkeit demokratisierender Wahlen, die offen-

sichtlichen Parallelen zwischen den betroffenen Ländern und der begrenzte 

Aufwand dieser Kampagnenform begünstigten die Diffusion dieses „elektora-

len Übergangsmodells“ (Bunce und Wolchik 2006; Bunce und Wolchik 2010), 

das von aktionsorientierten westlichen Akteuren der Demokratieförderung wie 

z.B. der US-amerikanischen Nichtregierungsorganisation „Center on Nonvio-

lent Conflict“ unterstützt wurde (McFaul 2010). Inzwischen scheinen autokrati-

sche Herrschaftsträger indes von den existierenden Beispielen gelernt und 

Strategien entwickelt zu haben, um eine zivilgesellschaftliche Mobilisierung 

wirksam einzuschränken (Beissinger 2007). Russland, Aserbaidschan und an-

dere postsowjetische Staaten verbanden die Inhaftierung und Bestrafung von 

Demonstranten mit gezielten Maßnahmen gegen zivilgesellschaftliche Organi-

sationen und soziale Medien. Außerdem lassen sich Protestbewegungen län-

gerfristig nur aufrechterhalten, wenn es den Beteiligten gelingt, eine stabile und 

politisch kohärente Organisation aufzubauen (Haggard and Kaufman 2016). 

So lässt sich auf der Basis von Meinungsumfragen zeigen, dass der Zusam-

menhalt etwa der ukrainischen Protestbewegung des Jahres 2004 durch die 

unterschiedlichen Überzeugungen und Handlungsmotive begrenzt wurde, die 

die einzelnen Teilnehmer der Massenproteste leiteten (Beissinger 2013). 

Auch die zweite ukrainische Revolution im Februar 2014 wurde von politischen 

Gruppen getragen, die zwar gemeinsam den Rücktritt des Staatspräsidenten 

und die Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens mit der Europäischen 

Union (EU) forderten, aber damit sehr unterschiedliche politische Zielsetzun-

gen verbanden und unterschiedliche Teile der Gesellschaft zu vertreten such-

ten. Diese Heterogenität muss jedoch nicht wie in den Jahren nach der „Oran-

genen Revolution“ zu lähmenden Machtkämpfen zwischen den neuen politi-

schen Eliten führen. Mit der in den Revolutionstagen beschlossenen Rückkehr 

zur Verfassung von 2004 haben sich die wichtigsten politischen Akteure zu 

einem parlamentarischen Regierungssystem bekannt. Auch wenn dieser 
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institutionelle Rahmen nicht irreversibel ist und von einer charismatischen Prä-

sidentenpersönlichkeit anders ausgelegt werden kann, bietet er weniger An-

lässe für Konflikte zwischen Präsident und Regierung / Parlamentsmehrheit.  

Überdies deuten die Reformfortschritte seit 2014 darauf hin, dass die westlich 

orientierten politischen Akteure aus ihren Niederlagen in den Präsidentschafts- 

und Parlamentswahlen 2010/2012 gelernt haben und deshalb präzisere politi-

sche Ziele verfolgen sowie kooperationsbereiter agieren. Kooperationsanreize 

gehen zusätzlich auch von Russland aus, dessen Regierung durch die Anne-

xion der Krim und die Unterstützung der Aufständischen im Donbass die terri-

toriale Integrität der Ukraine verletzte und weiterhin bedroht. Angesichts dieser 

Gefährdung waren die verschiedenen politischen Akteure in Kiew eher bereit, 

miteinander zu kooperieren. Zudem wirkt die EU über das 2014 abgeschlos-

sene Assoziierungsabkommen als externer Anker für Kompromissbildungen 

zwischen den unterschiedlichen Elitengruppen.  

 

 

Fazit 

 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Demokratisierungsforschung noch 

keinen Konsens darüber erzielt hat, ob Pakte zwischen Reformern und Oppo-

sitionsgruppen, eine mobilisierte Zivilgesellschaft oder eine reformorientierte 

Elitenkoalition notwendige und hinreichende Bedingungen für einen Übergang 

zur Demokratie darstellen. Diese noch andauernde Debatte über die aus-

schlaggebenden Ursachen(-konfigurationen) hat auch eine methodologische 

Dimension. Während quantitativ orientierte Sozialwissenschaftler durch die 

Berücksichtigung möglichst vieler Fälle den relativen Einfluss einzelner Ursa-

chenfaktoren schätzen wollen, tendieren qualitativ arbeitende Forscher eher 

dazu, fallbezogene Kombinationen von Ursachenfaktoren und -sequenzen so-

wie unterschiedliche mögliche Ursache-Wirkungs-Pfade festzustellen. 

Die meisten Demokratieforscher sehen Staatlichkeitskonflikte als gravierendes 

Hindernis für Demokratisierungsprozesse an, auch wenn einige Staaten mit 

größeren nationalen Minderheiten stabile demokratische Institutionen auf-

bauen konnten. Kontroversen bestehen über das Ausmaß, in dem die Akteure 

eines Übergangs ökonomische Interessen verfolgen oder sich ihr Verhalten 
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aus ökonomischen Interessen angemessen erklären lässt. Forscher, die öko-

nomischen Interessen für entscheidend halten, sind sich nicht darüber einig, 

ob der Konflikt zwischen herrschenden Eliten und ihren Herausforderern pri-

mär um die Einkommensverteilung oder um Eigentumsrechte geführt wird. 

Während die meisten Autoren darin übereinstimmen, dass die ökonomische 

Globalisierung die politische Ökonomie autokratischer Regime verändert hat, 

ist noch unklar, ob diese Regime auch langfristig wirksame Strategien zum 

Umgang mit den Konsequenzen und zur Vermeidung einer politischen Desta-

bilisierung entwickeln können. 

Auch wenn autokratische Regime die Spielräume für zivilgesellschaftliche Pro-

teste inzwischen systematisch einschränken, hat die Zivilgesellschaft als Me-

dium und Akteur von Demokratisierungsprozessen zunehmende Bedeutung 

erhalten. Das Internet, soziale Medien und neue Kommunikationstechnologien 

haben die postsowjetischen Gesellschaften im letzten Jahrzehnt durchdrungen 

und neue Möglichkeiten der Machtbeobachtung, Meinungsäußerung und 

Handlungskoordination begünstigt (Peregudov 2012). Diese neue interaktive 

Öffentlichkeit setzt die politischen Repräsentanten in Autokratien unter Druck, 

ihre Politik zu legitimieren, indem sie diese als ein Handeln zu rechtfertigen 

versuchen, das die Überzeugungen und Wünsche der Bürger widerspiegelt. 

Autokratische politische Eliten können sich weniger als früher durch formale 

Verfahren und Regelkonformität („Diktatur des Gesetzes“) legitimieren. Viel-

mehr sind sie zunehmend stärker auf responsive Politik und Inszenierungen 

öffentlicher Zustimmung angewiesen (Greene und Robertson 2019; Pavlovskii‘ 

2014). Öffentliche Proteste mit vielen Teilnehmern erschüttern jedoch die öf-

fentliche Selbstinszenierung des Regimes und damit seine verbleibende Legi-

timationsbasis (Krastev 2014). Überdies erleichtern die neuen Instrumente der 

Machtbeobachtung es Kritikern, informelle Mechanismen der Herrschaftssi-

cherung wie z.B. Korruption oder Klientelismus zu enthüllen. Sie bringen die 

politischen Eliten in das Dilemma, entweder die informelle Steuerung (und da-

mit ihre Kontrolle) des politischen Prozesses einzuschränken oder formale Re-

geln durch persönliches Charisma oder Populismus als primäre Legitimitäts-

ressourcen zu ersetzen. Der Rückgriff auf diese Ressourcen erhöht wiederum 

die Abhängigkeit von sichtbarer öffentlicher Zustimmung und die Verwundbar-

keit gegenüber zivilgesellschaftlichen Protesten.  
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